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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

der Basiszins hat sich abermals
reduziert und betrégt fir das 2.
Halbjahr 2013 — 0,38%. Das allge-
mein niedrige Zinsniveau freut die
Immobilienwirtschaft, die hierdurch
Aufwind erfahrt. Es steht nur zu
hoffen, dass nachfolgend nicht eine
neue Immobilienblase geschaffen
wird. Nach der neuesten Statistik
der Stadt Leipzig verfugt Leipzig
Uber mehr Wohnungen und Leer-
stand als gedacht und der Zensus
brachte zutage, dass Uber 20.000
Einwohner herauszurechnen sind.

Dennoch; die Entwicklung ist al-
lenthalben auch im Vermietungs-
sektor positiv. Nicht zuletzt die
positiven Arbeitsmarktdaten und die
wirtschaftliche  Entwicklung vor

Kurze Meldungen

Erstattungsfahigkeit von Privatgutachter-
kosten

Nach einem Beschluss des BGH vom
26.2.2013 sind Privatgutachterkosten auch
dann erstattungsfahig, wenn das Gutachten
im Prozess nicht vorgelegt wurde. Fir die
Erstattungsfahigkeit komme es nur darauf an,
dass das Gutachten prozessbezogen und zur
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung
notwendig gewesen sei. Zweckentsprechend
sei das Vorgehen, wenn eine verstandige und
wirtschaftlich verniinftig denkende Partei die
Kosten auslosende MafRnahme ex ante als
sachdienlich ansehen konnte. Fir die Erstat-
tungsféhigkeit komme es weder auf das
Ergebnis der Begutachtung noch auf deren
Uberzeugungskraft an. Deshalb konne fiir die
Erstattungsfahigkeit auch nicht verlangt
werden, dass die Partei das Gutachten in den
Rechtsstreit einfuhrte. (VI ZB 59/12).

Keine ,,Umlage“ von wohnungsweise
zugewiesenen Betriebskosten

Der BGH bestéatigte im Urteil vom 17.4.2013
die formelle Wirksamkeit einer Betriebskos-
tenabrechnung, in der die Grundsteuer, die
auf die Wohnung entfiel direkt zugewiesen
wurde. Die Grundsteuer und auch andere
Kosten, die einer Wohnung direkt zugewie-
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allem in Leipzig haben ihren Anteil
daran.

Nicht positiv sind denn die Neuig-
keiten, die aus der Justiz kommen.
Der BGH hat den Winterdienstver-
trag als Werkvertrag qualifiziert.
Fortan gibt es von Gesetzes wegen
die Madoglichkeit zur Minderung.
Nun wird dem Immobilienverwalter
vermutlich nicht nur rechtlich auf-
erlegt sein, die Ausfihrung des
Winterdienstes zu  kontrollieren,
sondern auch nach wirtschaftlichen
MaRstdben zu qualifizieren, um

eventuelle  Minderungsanspriiche
des Auftraggebers zu sichern.
Hausmeisterunternehmen  werden

sich im Gegenzug (berlegen mds-
sen, wie sie besser ihre — gleichwohl

sen seien, konne der Vermieter direkt — also
ohne weitere Rechenoperationen — dem
Mieter weiterleiten. Fir die Anwendung
eines gesetzlichen oder vertragliche verein-
barten Umlageschliissels sei kein Raum. Bei
Positionen, die nicht die WEG als Ganzes,
sondern der Sondereigentiimer als Einzelner
zu tragen habe, gdbe es nichts umzulegen.
Insoweit bilde jede Wohnung eine wirtschaft-
liche Einheit. (V ZR 252/12).

Freiwerden von Winterdienstverpflich-
tung

Nach einem Urteil des LG KélIn (Urteil vom
30.8.12, 1 S 52/11) hat ein betagter Mieter
Anspruch auf Entlassung aus der Winter-
dienstpflicht, wenn er seiner Verpflichtung
aus gesundheitlichn Griinden nicht mehr
nachkommen kann. Im Rahmen des Miet-
verhdltnisses seien die Grundsatze von Treu
und Glauben zu bertcksichtigen. Hierdurch
seien die Parteien zur wechselseitigen Riick-
sichtnahme auf die berechtigten Belange der
jeweils anderen Partei verpflichtet. Der
Vermieter hatte bereits fur Teilflschen ein
Hausmeisterunternehmen fiir die Verkehrssi-
cherung vertraglich gebunden. Es sei daher
dem Mieter nicht zuzumuten, sich selbst
einen Dienstleister zu beschaffen, der seine
Winterdienstverpflichtung erfulle. Vielmehr

keiner Abnahme unterliegende —
Leistung hinsichtlich der Qualitét
dokumentieren. Dazwischen stehen
dann die Juristen, die sich notfalls
gerichtlich um Klarung bemihen
missen, ob denn auch alles ordent-
lich ausgeflihrt wurde. Es zeichnet
sich ab, dass wir auch hier neue
Gutachter benétigen. Seit der
Schonheitsreparaturrechtsprechung
bendtigen wir Sachverstdndige, die
mitteilen, woran man einen Reno-
vierungsbedarf erkennt und nun
bendtigen wir auch Sachversténdi-
ge, die Kriterien flr ordentliches
Raumen und Streuen aufstellen
kénnen.

Es wird immer anders, aber nur
selten besser.

Es gruft herzlich
lhr Anwalt

Heinz G. Schultze

habe der Vermieter seinen Auftrag an das
Hausmeisterunternehmen auszuweiten (NZM
2013, 359).

oVvG Bautzen
Gebuihrenschuldner

zum WEG-

Das OVG Bautzen hat sich mit der Frage der
Gebiihrenschuldnerschaft  fir kommunale
Straenreinigungs- und Gebiihrensatzungen
auseinandergesetzt (Beschluss vom
29.10.2012, 5 B 329/123). Eine sachsische
Gemeinde hatte als Gebuhrenschuldner ganz
allgemein die Grundstiickseigentiimer be-
stimmt. Fir Wohnungseigentimergemein-
schaften war geregelt, dass die Gebihr
einheitlich fir das Gesamtgrundstiick festzu-
setzen sei und in einem Bescheid dem WEG-
Verwalter zuzustellen sei. Die Regelung
stehe nicht in Widerspruch zu héherrangigem
Recht. 8 51 Abs. 5 Séchsisches Strallengesetz
bestimmte, dass Gemeinden berechtigt sind,
jeden einzelnen Wohnungseigentimer oder
die Wohnungseigentimergemeinschft im
Sinne von § 10 Abs. 6 und 8 WEG als Ge-
biihrenschuldner heranzuziehen. Die Woh-
nungseigentimergemeinschaft nehme als
teilrechtsfahiger Verband nach § 10 Abs. 6
Satz 3 die Gebiihrenpflichten der Wohnungs-
eigentlimer als deren gemeinschaftsbezogene
Pflicht wahr (ZWE 2013, 145).
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Kommentar zu Text
(6) Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer kann im Rahmen der gesamten Verwaltung
des gemeinschaftlichen Eigentums gegenüber Dritten und Wohnungseigentümern selbst
Rechte erwerben und Pflichten eingehen. Sie ist Inhaberin der als Gemeinschaft
gesetzlich begründeten und rechtsgeschäftlich erworbenen Rechte und Pflichten.
Sie übt die gemeinschaftsbezogenen Rechte der Wohnungseigentümer aus und nimmt
die gemeinschaftsbezogenen Pflichten der Wohnungseigentümer wahr, ebenso sonstige
Rechte und Pflichten der Wohnungseigentümer, soweit diese gemeinschaftlich
geltend gemacht werden können oder zu erfüllen sind. Die Gemeinschaft muss die
Bezeichnung "Wohnungseigentümergemeinschaft" gefolgt von der bestimmten Angabe des
gemeinschaftlichen Grundstücks führen. Sie kann vor Gericht klagen und verklagt werden.
(8) Jeder Wohnungseigentümer haftet einem Gläubiger nach dem Verhältnis seines
Miteigentumsanteils (§ 16 Abs. 1 Satz 2) für Verbindlichkeiten der Gemeinschaft der
Wohnungseigentümer, die während seiner Zugehörigkeit zur Gemeinschaft entstanden
oder während dieses Zeitraums fällig geworden sind; für die Haftung nach Veräußerung
des Wohnungseigentums ist § 160 des Handelsgesetzbuches entsprechend anzuwenden.
Er kann gegenüber einem Gläubiger neben den in seiner Person begründeten auch
die der Gemeinschaft zustehenden Einwendungen und Einreden geltend machen, nicht
aber seine Einwendungen und Einreden gegenüber der Gemeinschaft. Für die Einrede
der Anfechtbarkeit und Aufrechenbarkeit ist § 770 des Bürgerlichen Gesetzbuches
entsprechend anzuwenden. Die Haftung eines Wohnungseigentümers gegenüber der
Gemeinschaft wegen nicht ordnungsmäßiger Verwaltung bestimmt sich nach Satz 1


Immobilienrecht

SCHULTZE "z%
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Winterdienstvertrag ist Werk- und nicht Dienstvertrag

Ein Winterdienstvertrag ist ein
Werk- und kein Dienstvertrag.
Mit dieser Feststellung hat der
BGH im Urteil vom 6.6.2013
neue Aufgaben fir die Amtsge-
richte geschaffen, die sich kinf-
tig mit Minderungsstreitigkeiten
auch in dieser Branche ausei-
nandersetzen werden missen.

Ein mit dem Winterdienst beauf-
tragtes  Unternehmen  klagte

gegen einen Berliner Immobi-
lieneigentlimer auf Bezahlung
von restlicher Vergltung. Dieser
wandte eine mangelhafte Leis-
tung des Unternehmens im
Rahmen der Schnee- und Eisbe-
rdumung ein. Der Unternehmer
vertrat die Auffassung, dass eine
Minderung der Verglitung nicht
moglich sei, weil ein Dienstver-
trag vorlage, fiir den das Gesetz
keinen Minderungsanspruch
vorsehe. Die Vorinstanzen gaben
dem Unternehmer Recht.

Der VII. Zivilsenat hob die
Urteile auf und wies die Klage
ab. Er flihrte aus, dass ein
Werkvertrag auch dann vorlie-
gen konne, wenn durch Arbeit
oder Dienstleistung ein bestimm-

ter Erfolg zu erbringen sei. Ver-
tragsgegenstand sei die erfolg-
reiche Bekampfung von Schnee-
und Eisglatte. Der Werkerfolg
bestiinde malgeblich darin, dass
die Gefahrenquelle beseitigt
wirde. Das Werk sei nicht ab-
nahmebedirftig.  Sinn  und
Zweck des Winterdienstes sei es,
dass der Unternehmer den Win-
terdienst leiste, ohne dass der
Besteller jedes Einsatzergebnis
billige. Sofern der Unternehmer
seine vertragliche Verpflichtung
unvollstandig erfille, sei das
geschuldete Werk mangelhaft.
Eine Fristsetzung zur Nacherfl-
lung sei entbehrlich. Die Vergi-
tung kénne entsprechend gemin-
dert werden (VII ZR 355/12).

Arglistiges Verschweigen der formellen Baurechtswidrigkeit

Am 9.12.2005 verkaufte ein
Wohnungseigentimer an zwei
Kéufer seine Dachgeschosswoh-
nung zum Preis von 90.000 €.
Vier Jahre spéter stellte sich
heraus, dass sowohl fir die
Wohnung als auch fiir den dazu
gehorigen Balkon keine Bauge-
nehmigung vorlag. Ein von der
Ehefrau des Verkdufers 2000
gestellter Bauantrag war vom
Bauordnungsamt zuriick gewie-
sen worden. Nach den Erklarun-
gen des Verkdufers hatte dieser
von der Versagung keine Kennt-
nis. Nachdem die Kaufer den
Verkéufer vergeblich zur Bei-
bringung einer Baugenehmigung
aufgefordert hatten, traten sie
mit Schreiben vom 17.4.2009
vom Kaufvertrag zuriick und
forderten den Verkdufer zur
Riickzahlung des Kaufpreises
auf und boten an, die Erklarun-
gen fiir die Rickauflassung ab-

zugeben. Der Beklagte weigerte
sich, weil die Mangelanspriiche
fur die Kaufsache nach § 444
BGB wirksam ausgeschlossen
worden seien. Die Kaufer er-
suchten daher klageweise das
LG Schwerin um Hilfe. Das
Landgericht und Oberlandesge-
richt gaben den Kdaufern Recht.
Der BGH hob die Urteile auf
und verwies die Sache zur erneu-
ten Verhandlung an die Vorin-
stanz zuruck.

Das Berufungsgericht habe dem
Verkaufer zu Unrecht die Beru-
fung auf den vereinbarten Haf-
tungsausschluss nach 8§ 444
BGB versagt. Richtig sei, dass
eine fehlende Baugenehmigung
regelmélig einen Sachmangel
des verdulRerten Wohnungs-
eigentums darstelle (BGH-Urteil
vom 30.4.2003, V ZR 100/02).
Dabei bestiinde der Sachmangel

bereits darin, dass es an der bau-
rechtlich gesicherten Befugnis
fehle, das Objekt fir den ver-
traglich vorausgesetzten Zweck
zu nutzen. Vorliegend sei erst
einmal zu kléaren, ob der Ausbau
Uberhaupt genehmigungsbedurf-
tig sei. Diese vom Zivilgericht
zu prifende Frage schaffe erst
einmal die Voraussetzung, dass
ein Sachmangel anzunehmen sei.

Ein arglistiges Verschweigen
verbiete zwar die Berufung auf
den Haftungsausschluss. Das
Berufungsgericht habe indessen
zur Arglist unzutreffende Erwa-
gungen angestellt. Ein arglistiges
Verschweigen sei danach nur
gegeben, wenn der Verkaufer
den Mangel kenne oder ihn zu-
mindest fir moglich erachte und
zugleich wisse oder doch damit
rechne und billigend in Kauf
nahme, dass der Kaufer den
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§ 444 Haftungsausschluss
Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Käufers wegen eines Mangels
ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann sich der Verkäufer nicht berufen, soweit er
den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache
übernommen hat.


Mangel nicht kenne und bei
Offenbarung den Vertrag nicht
oder nicht mit dem vereinbarten
Inhalt geschlossen hatte (BGH-
Urteil vom 7.3.2003, V ZR
437/01). Entgegen der Auffas-
sung des Berufungsgerichts ge-
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nige es indessen nicht, wenn
sich dem Verk&ufer das Vorlie-
gen aufklarungspflichtiger Tat-
sachen hétte aufdrangen missen
(hier: das Fehlen der Baugeneh-
migung), weil dann die Arglist
vom Vorsatz abgekoppelt sei

und das Tatbestandsmerkmal
durch leichtfertige oder grob-
fahrlassige Unkenntnis ersetzt
wiirde, Urteil vom 12.4.2013 (V
ZR 266/11).

Zwangsverwaltung und Auseinanderfallen Vermietungs-GbR und Eigentum

Drei Eigentimer eines Grund-
stiicks griindeten 1987 eine Ge-
sellschaft burgerlichen Rechts
mit dem Zweck der ,,gewinn-
bringenden  Verwaltung und
Vermietung“ einer groferen
Anzahl von Grundsticken, die
den Eigentiimern jeweils zu 1/3
gehorten. Sie 0berlieRen  der
GbR die Grundstiicke zur Nut-
zung, wahrend die jeweiligen
Miteigentumsanteile  bei den
Gesellschaftern verblieben. Die
Immobilien, darunter ein Laden-
lokal wurden vermietet.

Am  21.9.2009 wurde die
Zwangsverwaltung  Gber die
Immobilie, in der sich das La-
denlokal befand, angeordnet.
Der Zwangsverwalter forderte
den Mieter auf, kiinftige Miet-
zahlungen nur noch an ihn zu
leisten. Der Mieter bezahlte
nicht. Der Zwangsverwalter
kundigte daraufhin fristlos den
Mietvertrag und verlangte Rau-
mung. Das Landgericht hat den
Mieter antragsgemall zur R&u-
mung und zur Zahlung von gut
3.000 € riickstéindiger Mieter
verurteilt. Die Berufung hierge-
gen zum OLG Karlsruhe hatte
Erfolg.

Das Berufungsgericht flhrte aus,
dass vorliegend zu kléren sei, ob

die Mietforderung der GbR nach
8 148 Abs. 1, 21 ZVG wirksam
in den Beschlag gefallen sei. Ob
die Mietforderung hiervon er-
fasst werde, richte sich danach,
wem die Mietforderung gebuhre:
dem Eigentiimer und Schuldner
oder einem Dritten. Im vorlie-
genden Fall stiinde die Mietfor-
derung nicht den Vollstre-
ckungsschuldnern zu, sondern
der von ihnen gegriindeten GbR,
die das Objekt vermietet habe.
Die Vollstreckungsschuldner
seien mit der GbR — auch wegen
der inzwischen anerkannten
Teilrechtsfahigkeit — nicht per-
sonenidentisch.

Der BGH sah dies im Ergebnis
anders. Richtig sei, dass dem
Zwangsverwalter aufgrund der
gewahlten  Konstruktion der
Vermietungs Mietzinsen nicht
zustinden. Ein  Zahlungsan-
spruch ergabe sich jedoch aus
den Vorschriften des Eigenti-
mer-Besitzer-Verhaltnisses (88
990 Abs. 1, 987 Abs. 1 BGB).
Nach den genannten Vorschrift
habe der Besitzer dem Eigenti-
mer die Nutzungen herauszuge-
ben, die er nach dem Eintritt der
Kenntnis, dass er zum Besitz
nicht berechtigt ist, zieht. Nutze
der Vollstreckungsschuldner die
Sache selbst, schulde er den

objektiven  Mietwert (BGH-
Urteil vom 6.11.1968, MDR
1969, 128, Urteil vom
22.10.1997, XIl ZR 142/95).

Zwar bestiinde ein Besitzmitt-
lungsverhéltnis  zwischen der
Vermietungs-GbR und den Voll-
streckungsschuldnern (Eigentu-
mern). Dieses Besitzmittlungs-
verhdltnis sei jedoch mit der
Beschlagnahme des Grundstiicks
beendet worden. Der Zwangs-
verwalter habe daher auch An-
spruch auf Herausgabe des
Grundstiicks. Denn mit der Be-
schlagnahme sei auch die tat-
sachliche  Verwaltungs- und
Benutzungsbefugnis lber das
Grundstuck entfallen. Die Voll-
streckungsschuldner konnten der
GbR den berechtigten Besitz
nicht mehr gewahren.

Eine andere Beurteilung erforde-
re auch die Regelung in § 152
Abs. 2 ZVG nicht. Die Vor-
schrift bezwecke den Schutz des
Mieters, indem sie die Fortwir-
kung von Mietverhéltnissen
gegeniiber dem Zwangsverwal-
ter anordne. Andere Besitzmitt-
lungsverhéltnisse wirden hier-
durch keinen Schutz erfahren,
Urteil vom 15.5.2013 (XII_ZR
115/11).

Vorrang von Zwangsverwaltung oder Insolvenzverwaltung

Mit der Rechtsfrage, ob die In-
solvenzverwaltung oder die

Zwangsverwaltung Vorrang
hinsichtlich der Nutzung durch

den Eigennutzer einer Eigen-
tumswohnung hat, setzte sich der
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§ 148
(1) Die Beschlagnahme des Grundstücks umfaßt auch die im § 21 Abs. 1, 2 bezeichneten
Gegenstände.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 21
(1) Die Beschlagnahme umfaßt land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse des Grundstücks
sowie die Forderung aus einer Versicherung solcher Erzeugnisse nur, soweit die
Erzeugnisse noch mit dem Boden verbunden oder soweit sie Zubehör des Grundstücks sind.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Ist das Grundstück vor der Beschlagnahme einem Mieter oder Pächter überlassen, so
ist der Miet- oder Pachtvertrag auch dem Verwalter gegenüber wirksam.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 990 Haftung des Besitzers bei Kenntnis
(1) War der Besitzer bei dem Erwerb des Besitzes nicht in gutem Glauben, so haftet er
dem Eigentümer von der Zeit des Erwerbs an nach den §§ 987, 989. Erfährt der Besitzer
später, dass er zum Besitz nicht berechtigt ist, so haftet er in gleicher Weise von der
Erlangung der Kenntnis an.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 987 Nutzungen nach Rechtshängigkeit
(1) Der Besitzer hat dem Eigentümer die Nutzungen herauszugeben, die er nach dem
Eintritt der Rechtshängigkeit zieht.


BGH im Urteil vom 25.4.2013
auseinander. Uber das Vermo-
gen der Wohnungseigentimer
wurde am 10.3.2008 das Insol-
venzverfahren und (ber die
Eigentumswohnung am
30.7.2008 das Zwangsverwal-
tungsverwaltungsverfahren an-
geordnet. Da eine Eigennutzung
vorlag, verlangte der Zwangs-
verwalter von den Eigentlimern
den Abschluss eines Mietvertra-
ges. Aufgrund der Insolvenz
waren nicht die Eigentlimer hie-
riber entscheidungsbefugt, son-
dern deren vom Insolvenzgericht
eingesetzten Treuh&nder. Diese
lehnten den Abschluss eines
Mietvertrages ab. Der Zwangs-
verwalter erhob daraufhin R&u-
mungsklage. Der Klage blieb der

SHLIES

Erfolg ebenso versagt wie die
Berufung gegen das klageabwei-
sende Urteil.

Der BGH fihrte aus, dass beide
Verfahren selbstdndig nebenei-
nander bestiinden. Die Regelung
in § 149 Abs. 1 ZVG schitze
den selbst nutzenden Schuldner
des Zwangsvewaltungsverfah-
rens. Die parallele Vorschrift des
Insolvenzrechts hierzu sei § 100
InsO. Hiernach habe der Insol-
venzverwalter bzw. die Glaubi-
gerversammlung nach pflicht-
gemalem Ermessen zu entschei-
den, ob dem Insolvenzschuldner
die Eigentumswohnung zur Nut-
zung Uberlassen bleiben soll. Es
handele sich insoweit um eine

Unterhaltsentscheidung aus Bil-
ligkeitsgriinden.

In der Kollisionslage genieRe
indessen das  Insolvenzrecht
Vorrang. Der in § 149 Abs. 1
ZVG normierte Schutz trete
hinter der Ermessensentschei-
dung nach § 100 InsO zudrck.
Erwarte der Insolvenzverwalter
aus dem selbst genutzten Wohn-
eigentum des Schuldners einen
Verwertungslberschuss fur die
Masse, konne er jederzeit nach
8§ 165 InsO die Zwangsversteige-
rung des Anwesens betreiben.
Die Zwangsverwaltung miusse
nach dem Zuschlag an den Er-
steher aufgehoben werden (I1X
ZR 30/11).

Leistungsverweigerungsrecht bleibt in der Insolvenz erhalten

Eine Stadt im Gerichtssprengel
des  Landgerichtes  Leipzig
schloss einen Erbbaurechtsver-
trag. Der Erbbauberechtigte
begann mit dem Bau eines Ein-
familienhauses, der jedoch im
Rohbauzustand stecken blieb.
Der Erbbauberechtigte zahlte das
vereinbarte Nutzungsentgelt
nicht mehr. Die Stadt trat vom
Erbbaurechtsvertrag zuriick,
nachdem sie fruchtlos eine Frist
zur Nachzahlung des rickstandi-
gen Entgeltes gesetzt hatte. Die
Stadt Kklagte daraufhin vor dem
Landgericht Leipzig auf Heraus-
gabe ihres Grundstiickes. Nach
Rechtshangigkeit wurde das
Insolvenzverfahren  iber das
Vermogen des Erbbauberechtig-
ten eroffnet. Die Stadt nahm den
durch die Insolvenz unterbro-
chenen Rechtsstreit wieder auf,
nachdem der Insolvenzverwalter
mitteilte, dass er keinen Besitz
an dem Erbbaugrundstiick aust-
be. Der Erbbauberechtigte berief
sich im Prozess auf ein Leis-
tungsverweigerungsrecht wegen

seiner Aufwendungen fiir den
Bau.

Das Landgericht verurteilte den
Beklagten zur Herausgabe des
Grundstiicks. Das Oberlandesge-
richt Dresden bestétigte das
Urteil. Auf die Revision des
Erbbauberechtigten  hob  der
BGH mit Urteil vom 15.3.2013
das Berufungsurteil auf und
verwies die Sache zur erneuten
Verhandlung zuriick an das OLG
Dresden.

Der fir Immobilienrecht zustan-
dige V. Zivilsenat wies fiir die
erneute Verhandlung darauf hin,
dass das Berufungsgericht zu
Unrecht angenommen habe, dass
dem Erbbauberechtigten kein
Leistungsverweigerungsrecht

nach § 320 BGB zur Seite stlin-
de, weil die Verwaltungs- und
Verfugungsbefugnis Uber den
Anspruch auf die Gegenleistung
nach 8§ 80 InsO auf den Insol-
venzverwalter Uibergegangen sei.
Der Erbbauberechtigte (Insol-
venzschuldner) konne dieses

Recht — wenn der Glaubiger
nach der Eroffnung des Insol-
venzverfahrens den  Prozess
gegen ihn zuléssigerweise fort-
flhre — vielmehr dahin gehend
geltend machen, dass die Gegen-
leistung in die Insolvenzmasse
gezahlt werden soll.

Das  Leistungsverweigerungs-
recht folge aus dem bei gegen-
seitigen Verpflichtungen durch §
320 BGB rechtlich geschiitzten
Interesse jedes Vertragsteiles,
nicht leisten zu mussen, solange
der andere Teil seinen vertragli-
chen Leistungspflichten nicht
nachkommt. Dieses Interesse
wirde selbst nach Abtretung des
Anspruchs auf die Gegenleistung
geschutzt. Der dadurch eingetre-
tene Verlust der Verwaltungs-
und Verfligungsbefugnis des
Zedenten flhre nicht zum Weg-
fall seines Leistungsverweige-
rungsrechts (BGH-Urteil vom
10.10.1994, NJW 1995, 187).
Einer Erméchtigung zur Gel-
tendmachung des Leistungsver-
weigerungsrechts durch  den
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 149
(1) Wohnt der Schuldner zur Zeit der Beschlagnahme auf dem Grundstück, so sind ihm die
für seinen Hausstand unentbehrlichen Räume zu belassen

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die Gläubigerversammlung beschließt, ob und in welchem Umfang dem Schuldner und
seiner Familie Unterhalt aus der Insolvenzmasse gewährt werden soll.
(2) Bis zur Entscheidung der Gläubigerversammlung kann der Insolvenzverwalter mit
Zustimmung des Gläubigerausschusses, wenn ein solcher bestellt ist, dem Schuldner den
notwendigen Unterhalt gewähren.

Schultze
Kommentar zu Text
InsO § 165 Verwertung unbeweglicher Gegenstände
Der Insolvenzverwalter kann beim zuständigen Gericht die Zwangsversteigerung oder die
Zwangsverwaltung eines unbeweglichen Gegenstands der Insolvenzmasse betreiben, auch
wenn an dem Gegenstand ein Absonderungsrecht besteht.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens geht das Recht des Schuldners, das
zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen zu verwalten und über es zu verfügen, auf den
Insolvenzverwalter über.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag verpflichtet ist, kann die ihm obliegende
Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung verweigern, es sei denn, dass er
vorzuleisten verpflichtet ist. Hat die Leistung an mehrere zu erfolgen, so kann dem
einzelnen der ihm gebührende Teil bis zur Bewirkung der ganzen Gegenleistung verweigert
werden. Die Vorschrift des § 273 Abs. 3 findet keine Anwendung.


Zessionar bedirfe es nicht.
Nichts anderes konne hinsicht-
lich des Verlustes der Verwal-
tungs- und Verfligungsbefugnis
in der Insolvenz gelten.

Soweit der Insolvenzverwalter
die streitbefangene Sache nicht
als massebefangen ansahe und
sie auch nicht in Besitz ndhme
oder die Sache in Anerkennung
eines Aussonderungsrechts frei-
gegeben habe, erlange der Insol-
venzschuldner  seine  Verfi-
gungsbefugnis und damit auch

Mietrecht

Mit den anzuwendenden techni-
schen  Anforderungen  des
Schallschutzes in Altbauten be-
fasste sich der VIII. Zivilsenat
erneut im Urteil vom 5.6.2013
(VI _ZR 287/12). Der Mieter
wohnte in einem Haus unbe-
kannten Baujahres, das wahrend
des Il. Weltkrieges schwer be-
schadigt und 1952 wieder aufge-
baut wurde. 1985 bezog der
Mieter seine Wohnung. Erst viel
spater, im Jahre 2003 fiihrte der
Vermieter in der dariiber liegen-
den Dachgeschosswohnung Est-
richarbeiten durch. Auf einer
Flache von 165 m2? wurde der

SCHULTZE "z%
RECHISANWALTE L]

seine  Prozessfuhrungsbefugnis
Uber den Gegenstand wieder
zuriick. Der Insolvenzschuldner
kénne in dieser Situation sein
Leistungsverweigerungsrecht
zugunsten der Masse auslben.
Auf diese Weise konne er Druck
auf den Glaubiger ausiiben, seine
Gegenleistung in die Masse zu
erbringen, um den eigenen An-
spruch durchzusetzen.

Der auf dem Grundstiick errich-
tete Rohbau gewahre dem Erb-
bauberechtigten zudem einen

Schallschutz im Altbau

Estrich abgeschliffen und neu
verspachtelt. 21 m2 des Estrichs
mussten ausgetauscht werden.
Vier Jahre spéter beanstandete
der Mieter eine unzureichende
Schallisolierung seiner Woh-
nung zur Dachgeschosswoh-
nung. Er zahlte die Miete mit
einem Minderungsvorbehalt von
20%. Er begriindete dies damit,
dass die Wohnung weder die
Schallschutzwerte von 1952,
noch die von 2003 einhalten
wirde. Der Mieter Kklagte
schlieflich auf Auszahlung des
Minderungsbetrages. In  den
ersten beiden Instanzen hatte er
Erfolg. Der BGH hob die Urteile
auf und wies die Klage ab.

Der BGH fiihrte unter Bezug-
nahme auf seine einschlagige
Rechtsprechung  (Urteil vom
6.10.2004, VIII ZR 355/03 und
Urteil vom 17.6.2009, VIII ZR
131/08 — ZIV 2009, 45) aus,
dass in dlteren Gebduden in
schallschutztechnischer Hinsicht

Gegenanspruch. Die Bebauung
stelle zwar keine notwendige
Verwendung auf das Grundstiick
dar. Die Aufwendungen dienten
vielmehr nur den Sonderzwe-
cken des Erbbauberechtigten.
Die Stadt sei aber durch den
Rohbau bereichert, 88 951 Abs.
1iV.m. § 812 BGB. Ob und
inwieweit die Stadt bereichert
sei, habe das Berufungsgericht
nun zu klaren (V_ZR 201/11).

kein Mangel zu konstatieren sei,
sofern der Tritt- und Luftsschall-
schutz den zurzeit der Errichtung
des Gebdaudes geltenden DIN-
Normen entsprache. Der Um-
stand, dass der Vermieter den
Estrich abgeschliffen und ver-
spachtelt und ihn auf 12% der
Gesamtflache erneuert habe,
rechtfertige es nicht, auf die
zurzeit der Durchfiihrung dieser
Arbeiten geltenden DIN-Normen
abzustellen. Denn diese MaR-
nahme sei von der Intensitét des
Eingriffs in die Gebaudesubstanz
her mit einem Neubau oder einer
grundlegenden Veranderung des
Gebdudes nicht vergleichbar.
Der Mieter durfe daher nicht
erwarten, dass die Mainahme so
ausgefihrt  werde, dass der
Schallschutz anschlielend den
hoheren Anforderungen der zur-
zeit der Durchfuhrung der Arbei-
ten geltenden DIN-Normen ge-
niige. Ein Mietmangel 1dge daher
nicht vor.
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer infolge der Vorschriften der §§ 946 bis 950 einen Rechtsverlust erleidet, kann
von demjenigen, zu dessen Gunsten die Rechtsänderung eintritt, Vergütung in Geld nach
den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. Die
Wiederherstellung des früheren Zustands kann nicht verlangt werden.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten
etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese
Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später wegfällt oder der mit
einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt.


SHLIES

Kein Abwilzen des Winterdienstes durch ,,Schneerdumplan®

Ein 70 Jahre alter Mann stirzte
im Dezember 2009 gegen 9 Uhr
40 glattebedingt auf einem Biir-
gersteig und verletzte sich dabei
erheblich. Er begehrte von den
Eigentiimern des Grundstiicks
Schmerzensgeld und Schadens-
ersatz, weil die Verkehrssiche-
rungspflicht nicht erfiillt worden
sei. Die Grundstuckseigentiimer
verteidigten sich damit, dass sie
die Verkehrssicherung wirksam
auf ihre Mieter Ubertragen hét-
ten. Das Amtsgericht verurteilt
die Grundstlickseigentlmer zur
Leistung von 10.000 € Schmer-
zensgeld und knapp 3.600 €
Schadensersatz. Auf die Beru-
fung hin wurde das Schmerzens-
geld um 3.000 € reduziert. Das
Oberlandesgericht Hamm fiihrte
im Urteil vom 21.12.2012 (9 U
38/12) aus, dass der Unfall nur
damit zu erkléren sei, dass der
Raum- und Streupflicht durch
die Eigentimer nicht in ausrei-
chendem Malle nachgekommen
wurde. Die Eigentlimer hatten
auch ihre Verpflichtung nicht
wirksam Ubertragen. Nach der
Rechtsprechung des BGH konn-
ten Verkehrssicherungspflichten
wirksam delegiert werden. Die
Verkehrssicherungspflicht  des
urpsriinglich  Verantwortlichen
verkdrze sich dann auf Kontroll-
und Uberwachungspflichten.

Entscheidend sei, dass der in die
Verkehrssicherungspflicht Ein-
tretende faktisch die Verkehrssi-
cherung fur den Gefahrenbereich
tibernehme und im Hinblick
hierauf Schutzvorkehrungen
durch den primar Verkehrssiche-

rungspflichtigen  unterblieben,
weil sich dieser auf das Tétig-
werden des Beauftragten verlie-
RBe. Voraussetzung sei jedoch
weiter, dass die Ubertragung der
Pflicht klar und eindeutig ver-
einbart werde.

An einer solchen, klaren Ab-
sprache fehle es vorliegend. Es
sei keine mietvertragliche Rege-
lung des Inhalts ersichtlich, dass
alle Mieter des Hauses fur die
Erfillung des Winterdienstes im
Wechsel zustindig seien. Nach
der vorliegenden Hausordnung,
die Bestandteil der abgeschlos-
senen Mietvertrdge geworden
sei, obliege vielmehr nur den
Erdgeschossmietern die Durch-
fihrung des Winterdienstes.
Ungeachet der Bedenken gegen
die rechtliche Wirksamkeit einer
solchen Regelung (fir die Un-
wirksamkeit LG Fraunkfurt a.M.
NJW-RR 1988, 782) sei bereits
nicht erkennbar, dass die Haus-
ordnung so umgesetzt worden
sei. Vielmehr gab es Streit zwi-
schen Vermieter und Mieter. Die
Hausverwaltung habe Anlass
gesehen, einen gewerblichen
Raumdienst zu beauftragen, was
indessen wieder beendet wurde,
nachdem sich die Mieter gegen
die Kosten verwahrten.

Erstmals fir den  Winter
2009/2010 wurde daraufhin sei-
tens der Hausverwaltung ein
sogenannter ,,Schneeplan® auf-
gestellt, der eine Beteiligung
aller Mieter am Winterdienst im
taglichen Wechsel vorsah. Die-
ser Plan sei den Mietern durch

Einwurf in den jeweiligen Brief-
kasten ohne jegliches Abschrei-
ben (bermittelt worden. Es
mussten sich fir die Grund-
stiickseigentiimer erhebliche
Zweifel aufdrdngen, dass die
vorgenommene Zustandigkeits-
verteilung Beachtung finden
wirde. Dies gelte um so mehr,
als sich bereits mehrere Mieter
in fortgeschrittenem Alter be-
fanden und sich deshalb mogli-
cherweise nicht in der Lage sa-
hen, selbst R&um- und Streu-
maflnahmen vorzunehmen.

Unterstellt, so das Gericht wei-
ter, der Schneerdumplan sei um-
gesetzt worden, hafteten die
Grundstickseigentiimer  wegen
Verletzung der bei ihnen ver-
bliebenen Uberwachungspflicht
nach § 823 Abs. 1 BGB. Dieser
Uberwachungspflicht seien sie
nicht bereits dadurch nachge-
kommen, dass sie eine Hausver-
waltung beauftragt hatten (BGH
NJW 1985, 484). Wann seitens
der Hausverwaltung stichpro-
benartige  Kontrollen  vorge-
nommen worden sein sollen,
hatten die Grundstiickseigenti-
mer nicht naher dargelegt, ob-
wohl solche Kontrollen in Abre-
de gestellt wurden.

Dem Geschéddigten wurde ein
Mitverschulden am Sturz nach §
254 Abs. 1 BGB angerechnet.
Komme ein Passant auf einem
erkennbar nicht gerdumten oder
abgestumpften Weg zu Fall, so
spréche dies prima facie fur eine
mangelnde Aufmerksamkeit
(NZM 2013, 358).
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt,
ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Beschädigten mitgewirkt, so
hängt die Verpflichtung zum Ersatz sowie der Umfang des zu leistenden Ersatzes von den
Umständen, insbesondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen oder
dem anderen Teil verursacht worden ist.


WEG-Recht

Das OLG Munchen beschéftigte
sich bereits im Jahre 2010 mit
der Rechtsfrage, ob der WEG-
Verwalter mittels  Beschluss
dazu ermachtigt werden konne,
Teilflachen des Gemeinschafts-
grundsticks zu verkaufen. Er
verneinte die Rechtsfrage im
Beschluss vom 22.1.2010 (ZIV
2010, 28).

Der BGH hatte sich nun seiner-
seits mit den damit in Zusam-
menhang stehenden Rechtsfra-
gen im Urteil vom 12.4.2013
auseinander zu setzen (V_ZR
103/12). Der Grundstiicksnach-
bar der Wohnungseigentiimer-
gemeinschaft errichtete Mitte der
90er Jahre eine Mauer an der
Grenze. Dies erfolgte jedoch
nicht fehlerfrei. Ein Teil der
Mauer stand auf dem Grund-
stiick der WEG. Nachdem der
Umstand bekannt wurde, ver-
handelten die Nachbarn mitei-
nander. Im Ergebnis verstandigte
man sich darauf, dass die WEG
die Uberbauten Teilflachen an
den Nachbarn verkaufen wirde.
Die Gemeinschafter beschlossen
am 2.7.2003 die durch die Mauer
abgetrennte Teilflache von 7m?
an den Nachbarn zum Preis von
5.000 € zu verkaufen. Am
29.4.2005 schlossen der Grund-
stiicksnachbar und die WEG-
Verwalterin als Vertreterin der
Wohnungseigentliimergemein-

schaft einen entsprechenden
notariellen Kaufvertrag. Darin
war die erforderliche Genehmi-

SCHULTZE "z%
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Kein Abverkauf von Teilflachen

gung von allen Wohnungseigen-
timern geregelt. Eine Eigentl-
merin verweigerte die Genehmi-
gung des Kaufvertrages. Am
27.5.2009 beschlossen die Ge-
meinschafter die gerichtliche
Erzwingung der Zustimmung.
Die Klage war vor dem Amtsge-
richt erfolgreich. Die Berufung
gegen das Urteil war ebenfalls
erfolgreich, so dass das Urteil
aufgehoben und die Klage ab-
gewiesen wurde. Die Revision
vermochte nicht, dieses Ergebnis
zu &ndern.

Die funf Richter des Immobi-
lienrechtssenates fiihrten ihrem
Urteil aus, dass sie entgegen der
Auffassung des LG Bamberg
keine rechtlichen Bedenken hat-
ten, dass der klagende Verband
zur Prozessfihrung befugt sei.
Die Prozessfuhrungsbefugnis sei
auch insoweit gegeben, als sich
der Verband auf Mitwirkungsan-
spriche stlitze, die den Woh-
nungseigentimern als Indivi-
dualanspriiche gegen die ver-
klagte  Wohnungseigentiimerin
zustinden. Denn durch Be-
schluss vom 27.5.2009 hatte die
Gemeinschaft beschlossen, zu
klagen. Hierdurch seien diese
etwaigen Anspriiche dem Ver-
band zur Austibung Ubertragen
worden. Da auch der erforderli-
che Gemeinschaftsbezug be-
stlinde, sei der Verband nach §
10 Abs. 6 Satz 3 Alt. 2 WEG
prozessfiihrungsbefugt. Dies
gelte nach § 140 BGB selbst
dann, wenn der genannte Be-
schluss sich im Ubrigen als nich-
tig erweisen sollte.

Diese Nichtigkeit wurde letztlich
auch vom BGH angenommen.
Die Gemeinschaft stiinde fur den
gefassten Beschluss keine Be-

schlusskompetenz zu. Die Ver-
auerung von Teilen des ge-
meinschaftlichen  Grundstiicks
betrdfe die sachenrechtlichen
Grundlagen der Gemeinschaft
und stelle daher schon keine
Verwaltung im Sinne von § 21
Abs. 3 WEG dar. Aus dem glei-
chen Grund kdnne der Anspruch
nicht auf § 10 Abs. 2 Satz 3
WEG gestutzt werden. Nach
dieser Norm kdnne zwar jeder
Wohnungseigentimer eine vom
Gesetz abweichende Vereinba-
rung grundsatzlich verlangen.
Das konkrete Begehren sei in-
dessen nicht auf die Mitwirkung
einer Vereinbarung gerichtet.
Mit einer Vereinbarung wirde
das Gemeinschaftsverhaltnis der
Wohnungseigentimer inhaltlich
umgestaltet. Eine vertragliche
Regelung der sachenrechtlichen
Zuordnung sei davon zu unter-
scheiden  (BGH-Urteil vom
4.4.2003, V ZR 322/02). Sie
kdnne nicht Gegenstand einer
Vereinbarung sein  (BT-DrS.
16/887, S. 19) und zwar auch
dann nicht, wenn die Vereinba-
rung nur eine schuldrechtliche
Verpflichtung zur Mitwirkung
an der Anderung der sachen-
rechtlichen Grundlagen der Ge-
meinschaft begrinde. Eine Ver-
aullerung von Teilflachen betréfe
nicht das Gemeinschaftsverhalt-
nis der Wohnungseigentliimer
untereinander, sondern  die
Eigentumsverhaltnisse und da-
mit  die  sachenrechtlichen
Grundlagen der Gemeinschaft.
Einzelne Wohnungseigentliimer
kdnnten nicht im Innenverhaltnis
eine Anderung der sachenrecht-
lichen Grundlagen im Wege
einer wohnungseigentumsrecht-
lichen Vereinbarung erzwingen
(8 10 Abs. 2 Satz 3 WEG).
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Schultze
Kommentar zu Text
Sie übt die gemeinschaftsbezogenen Rechte der Wohnungseigentümer aus und nimmt
die gemeinschaftsbezogenen Pflichten der Wohnungseigentümer wahr, ebenso sonstige
Rechte und Pflichten der Wohnungseigentümer, soweit diese gemeinschaftlich
geltend gemacht werden können oder zu erfüllen sind.

Schultze
Kommentar zu Text
Entspricht ein nichtiges Rechtsgeschäft den Erfordernissen eines anderen
Rechtsgeschäfts, so gilt das letztere, wenn anzunehmen ist, dass dessen Geltung bei
Kenntnis der Nichtigkeit gewollt sein würde.

Schultze
Kommentar zu Text
Jeder
Wohnungseigentümer kann eine vom Gesetz abweichende Vereinbarung oder die Anpassung
einer Vereinbarung verlangen, soweit ein Festhalten an der geltenden Regelung aus
schwerwiegenden Gründen unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles,insbesondere der Rechte und Interessen der anderen Wohnungseigentümer, unbillig
erscheint.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Soweit die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums nicht durch Vereinbarung der
Wohnungseigentümer geregelt ist, können die Wohnungseigentümer eine der Beschaffenheit
des gemeinschaftlichen Eigentums entsprechende ordnungsmäßige Verwaltung durch
Stimmenmehrheit beschließen.


Auch aus § 745 Abs. 2 BGB
kénne ein Abanderungsanspruch
nicht hergeleitet werden. Das
Wohnungseigentumsgesetz ent-
halte insoweit ein abschlieRen-
des Regelungskonzept.

Nach der Rechtsprechung des V.
Zivilsenates konnte in besonders

SHLIES

gelagerten Ausnahmeféllen auf-
grund des Gemeinschaftsver-
haltnisses nach Treu und Glau-
ben (§ 242 BGB) eine Verpflich-
tung der Miteigentiimer zur An-
derung der sachenrechtlichen
Grundlagen bestehen. Dies setze
jedoch voraus, dass auRerge-
wohnliche Umstande vorlagen,

die eine Verweigerung der Zu-
stimmung als grub unbillig und
damit als VerstoR gegen den
Grundsatz von Treu und Glau-
ben erscheinen lieRen. Anhalts-
punkte fir derartige Umstande
gébe es vorliegend indessen
nicht, so dass der Klage der Er-
folg wversagt bleiben misse.

Keine Verpflichtung zu Vertretung nach Vollmachtserteilung

Der Verwalter lud zu Eigenti-
merversammlung. In der Ladung
war der Tagesordnungpunkt
»Neubestellung (Wiederbestel-
lung) des Verwalters® vorgese-
hen. Als Beschlussantrag war
eine Verlangerung von 3 Jahren
vorformuliert. Dem Einladungs-
schreiben lag ein Formular bei,
welches die Miteigentiimer zur
Erteilung bzw. zum Nachweis

von Stimmrechtsvollmachten
verwenden konnten. Mit dem
Vollmachtsformular konnte

durch Ankreuzen bzw. Ausfillen
von Textstellen bestimmt wer-
den, ob der Verwaltungsbeirat,
der Verwalter oder ein Miteigen-
timer bevollméchtigt werden
sollte, im Ubrigen war der Name
des Bevollmachtigten einzutra-
gen. Ein Eigentumer fillte das
Vollmachtsformular aus, um
dem Verwalter Vollmacht zu
erteilen. Zudem versah er es mit
Stimmrechtsvorgaben fiir die
einzelnen Tagesordnungspunkte.
Bei dem Tagesordnungspunkt
zur Neubestellung sollte der
Verwalter mit ,,Nein®“ abstim-
men. Der Verwalter sandte die
Vollmacht an den Wohnungs-
eigentimer zurick und wies
darauf hin, dass er sich aufer
Stande sehe, fur ihn die Stimm-
abgabe vertretungsweise wahr-
zunehmen. Das Schreiben er-
reichte den Wohnungseigenti-
mer noch vor der Versammlung.
Er erteilte keinem anderen
Vollmacht. Der Verwalter wurde
flr 2 Jahre neu bestellt. Eben

jener Wohnungseigentiimer
focht die Entscheidung der Ge-
meinschafter an. Er fihrte zur
Begrindung aus, dass er
pflichtwidrig von der Abstim-
mung ausgeschlossen worden
sei. Der Verwalter sei verpflich-
tet gewesen, von der Vollmacht
Gebrauch zu machen. Der Ver-
walter wies demgegentber da-
rauf hin, dass der Beschluss
angesichts der Mehrheitsverhalt-
nisse auch zustande gekommen
waére, wenn er in Vertretung flr
den Eigentiimer mit ,,Nein“ ge-
stimmt hétte.

Die Anfechtungsklage wurde
abgewiesen. Die Kosten des
Rechtsstreits wurden vom Amts-
gericht dem Verwalter auferlegt.
Der Verwalter habe mit der
Zuriickweisung der erteilten
Vollmacht in grob rechtsmiss-
brauchlicher Weise gehandelt.
Der Wohnungseigenttiimer habe
nicht damit rechnen missen,
dass der Verwalter die Aus-
Ubung der Vollmacht verweigern
wirde. Der Verwalter legte
gegen die Kostenentscheidung
sofortige Beschwerde ein. Das
LG Frankfurt/Oder hob mit Be-
schluss vom 24.1.2013 (16 T
130/12) den Beschluss des
Amtsgerichtes auf. Nach § 49
Abs. 2 WEG konne das Gericht
dem Verwalter die Kosten des
Rechtsstreits auferlegen, wenn
die Tatigkeit des Gerichts durch
den Verwalter veranlasst wurde
und ihn ein grobes Verschulden

trafe. Eine Veranlassung zur
Klageerhebung habe der Verwal-
ter nicht gegeben, indem er sich
weigerte, den Wohnungseigen-
tmer bei der Stimmabgabe zu
vertreten. Es erscheine zweifel-
haft, aus der Ubersendung des
Vollmachtsformulars schon eine
solche Verpflichtung abzuleiten,
zumal nach dem Formular offen
gewesen sei, wer bevollméchtigt
werden sollte.

Die Weigerung der Vollmachts-
austbung konne jedenfalls kei-
nen Umstand begriinden, der ein
Gerichtsverfahren veranlasst
hatte. In der Rechtsprechung sei
anerkannt, dass im Falle der
Nichtausiibung einer Stimm-
rechtsvollmacht eine Anfechtung
des sodann von der Gemein-
schaft gefassten Beschlusses
wegen der Nichtausiibung des
Stimmrechts nicht in Betracht
kdme (KG, Beschluss wvom
8.1.1997 — 24 W 4957/96, KG,
Beschluuss vom 8.4.1998 — 24
W 1012/97). Hatte mithin der
Verwalter die Vollmacht nicht
zurlickgewiesen und gleichwohl
die Stimmrechtsvollmacht nicht
ausgeubt, so wére eine hierauf
gestutzte Anfechtung nicht er-
folgversprechend gewesen. Um-
SO0 weniger hatte mithin der
Wohnungseigentimer davon
ausgehen durfen, dass eine An-
fechtungsklage aufgrund der
Zuriickweisung der Vollmacht
Aussicht auf Erfolg haben kénn-
te (ZMR 2013, 371).

38


Schultze
Kommentar zu Text
(2) Jeder Teilhaber kann, sofern nicht die Verwaltung und Benutzung durch Vereinbarung
oder durch Mehrheitsbeschluss geregelt ist, eine dem Interesse aller Teilhaber nach
billigem Ermessen entsprechende Verwaltung und Benutzung verlangen.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Dem Verwalter können Prozesskosten auferlegt werden, soweit die Tätigkeit des
Gerichts durch ihn veranlasst wurde und ihn ein grobes Verschulden trifft, auch wenn er
nicht Partei des Rechtsstreits ist.
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Kein Zutritt zu Allgemeinflachen im Rahmen der Beweissicherung

ot il

Eine flir die Mangelverfolgung
in Wohnungseigentiimergemein-
schaften  weitreichende  Ent-
scheidung hat der BGH mit Be-
schluss vom 16.5.2013 gefasst.

Zum Verstandnis vorauszuschi-
cken ist, dass einzelne Woh-
nungseigentiimer selbstandig
gegen den Bautrdger wegen
Mangeln am Gemeinschafts-
eigentum die Mangelverfolgung
betreiben konnen. Dies ist darin
begriindet, dass jeder Woh-
nungseigentiimer gegen den
Bautrager Anspruch auf ein voll-
stindig mangelfreies Gemein-
schaftseigentum hat. 1.d.R. wird
die Mangelverfolgung durch
eine entsprechende Beschluss-
fassung vergemeinschaftet. Wird
indessen der Beschlussantrag
abgelehnt, bleibt dem einzelnen
Eigentlimer mitunter gar nichts
anderes ubrig, als selbstandig
vorzugehen, will er den Eintritt
der Gewabhrleistungsverjahrung
verhindern.

Im vorliegenden Fall hatten auch
einzelne  Wohnungseigentiimer
gegen den Bautrdger ein selbst-
stdndiges Beweisverfahren ein-
geleitet. Der beauftragte Sach-
verstandige teilte mit, dass zur
Begutachtung Bauteilo6ffnungen
u.a. an der Aulentreppe, im
Eingangsbereich sowie den De-
cken des Fahrradkellers und der
Tiefgarage notwendig seien. Es
wurde in der Gemeinschatft strei-
tig, ob die Eigentiimer, die sich
nicht am Beweisverfahren betei-
ligten, die Bauteiléffnungen
dulden missten. Das Landge-
richt gab den nicht beteiligten
Wohnungseigentimern nach §
144 7ZPO auf, die Bauteiloffnun-
gen zu dulden. Hiergegen wand-
ten sich diese Eigentlimer mit
sofortige  Beschwerde.  Die
Eigentlimer setzten sich durch
alle weiteren Instanzen durch.

Der fiir Bausachen zustandige
VII. Zivilsenat fihrte in seinem
Beschluss vom 16.5.2013 aus,
dass grundsétzlich nach § 144
Abs. 1 Satz ZPO die Duldung
einer Sachverstandigenbegutach-
tung angeordnet werden konne,
sofern nicht eine Wohnung be-
troffen sei. Mit der Regelung
habe sich der Gesetzgeber an
den Wohnungsbegriff des Art.
13 GG orientiert. Zur Wohnung

gehorten danach auch Keller,
Speicher, Treppen, Garagen,
Gérten und Vorgérten. Entschei-
dend sei nur, ob der jeweilige
Raum oder die jeweilige Flache
fur private Zwecke gewidmet
und der Offentlichkeit nicht frei
zuganglich sei. Geschiitzt seien
wie im Verfassungsrecht auch
neben natdrlichen Personen auch
juristische Personen und Perso-

nenvereinigungen. Auf dieser
Grundlage sei das Gemein-
schaftseigentum  einer  Dul-

dungsverpflichtung zur Bauteil-
Offnung entzogen. Es komme
nicht darauf an, dass der Sach-
verstdndige  keine  Wohnung
i.e.S. betreten misse, sondern
vielemehr ausschliellich von
auflen Bauteil6ffnungen vor-
nehmen misse. Auch die Tiefga-
rage, der Fahrradkeller und der
Eingangsbereich  sowie  die
Aulentreppe unterfielen dem
Schutz des Art. 13 GG.

Offen gelassen hat der BGH die
Frage, ob die Rechtslage anders
zu beurteilen wdre, wenn die
WEG die Mangelverfolgung
vergemeinschaftet hatte bzw. ob
die Gemeinschaft die Duldung
beschlieBen koénne (VII__ZB
61/12).

Ersatzvornahmekosten bei Forderung spezieller Art der Mangelbeseitigung

Die Auftraggeberin beauftragte
ein Fensterbauunternehmen
unter Einbeziehung der VOB/B
mit der Lieferung und den Ein-
bau von Fenstern fur 24 Reihen-
hé&user. Schon wéhrend der Bau-
ausfiihrung kam es zu Wasser-
einbriichen. Der hinzugezogene
Sachverstandige stellte fest, dass

die Fenster konstruktionsbedingt
nicht dicht seien und daher aus-
getauscht werden mssten.

Die Auftraggeberin setzte da-
raufhin dem beauftragten Unter-
nehmen eine Frist zum Aus-
tausch der Fenster und drohte fiir
den fruchtlosen Ablauf die Ent-

ziehung des Auftrages an. Das
Fensterbauunternehmen tauschte
die Fenster nicht aus. Die Auf-
traggeberin nahm daraufhin den
Austausch vor und verlangte
klageweise Ersatz der aufge-
wendeten Kosten.
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Kommentar zu Text
(1) Das Gericht kann die Einnahme des Augenscheins sowie die Begutachtung durch Sachverständige anordnen.
Es kann zu diesem Zweck einer Partei oder einem Dritten die Vorlegung eines in ihrem oder seinem Besitz
befindlichen Gegenstandes aufgeben und hierfür eine Frist setzen. Es kann auch die Duldung der Maßnahme
nach Satz 1 aufgeben, sofern nicht eine Wohnung betroffen ist.


Land- und Oberlandesgericht
wiesen die Klage der Auftragge-
berin ab. Das Berufungsgericht
flhrte aus, das Verlangen nach
einem Austausch der Fenster sei
unverhaltnismafiig gewesen.
Nach den sachverstéandigen Fest-
stellungen des Gerichtsgutach-
ters hatte es genigt, die Falz-
dichtungen auszutauschen.

Der BGH hob das Urteil des
Oberlandesgerichts Rostock auf
und verwies die Sache zur erneu-
ten Verhandlung zuriick. Der
Austausch der Fenster sei jeden-
falls geeignet gewesen, die be-
stehenden Méngel zu beseitigen.
Wenn die Voraussetzungen der
Ersatzvornahme vorlagen, hatte
die Auftraggeberin aufgrund

Veranstaltungen

12. Potsdamer Verwaltertag des BVl am 02.09.2013

SHLIES

entsprechender sachverstandiger
Beratung Anspruch auf Ersatz
der aufgewendeten Mangelbesei-
tigungskosten.  Die  insoweit
abweichende Meinung des Ge-
richtsgutachters zur Erforder-
lichkeit der ergriffenen Mangel-
beseitigungsmalRnahme falle
nicht der Auftraggeberin zur
Last. Indessen habe das Beru-
fungsgericht keine Feststellun-
gen dariiber getroffen, ob die
Voraussetzungen fur eine Er-
satzvornahme geschaffen wur-
den. Dies misse das Berufungs-
gericht nachholen. Die Auftrag-
geberin habe unter Fristsetzung
einen Austausch der Fenster
gefordert. Hierauf héatte sie
grundsétzlich keinen Anspruch,
denn sowohl vor- als auch nach

der Abnahme konne der Auf-
traggeber nur die Mangelbeseiti-
gung an sich, nicht aber eine
bestimmte Art der Mangelbesei-
tigung (hier: Fenstertausch) ver-
langen. Neuherstellung kdénne
der Auftraggeber nur fordern,
wenn die vertragsgerechte Erfil-
lung auf andere Weise nicht
moglich sei. Dies sei vom Beru-
fungsgericht zu prifen, zumal
die Auftraggeberin im Prozess
dargelegt habe, dass die Fenster
infolge der dauerhaften Feuch-
tigkeit so stark beschadigt und
mit Pilzen befallen waren, dass
sie schon deshalb hétten ausge-
tauscht werden missen, Urteil
vom 7.3.2013, VII ZR 119/10).

BegrtiBung der Teilnehmer und Moderation des Seminars; Michael Bachmann; Landesbeauftragter LV
Berlin-Brandenburg/Mecklenburg-Vorpommern,BVI Bundesfachverband der Immobilienverwalter e.V.
GruRwort Thorsten Woldenga; Vorstandsmitglied BVI Bundesfachverband der Immobilienverwalter e.V.
GruRwort Hiltrud Sprungala; Geschaftsfiihrerin BFW Landesverband Berlin/Brandenburg e.V.
Umsetzung des BGH-Urteils vom 16.11.2012, Az. V ZR 9/12 zur Kostentragungspflicht bei balkon-

Martin Metzger, Alpina Hausverwaltung Panhans & Metzger oHG, Rosenheim

Alexander Zeihe, Vorstandsmitglied VWDI Versorgungswerk Deutscher Immobilienverbénde e.V.

Michael Bachmann, Vivant Wohnbau- und Projektbetreuung GmbH, Mahlow

Berliner Raumung und Modernisierung — zwei Chancen im neuen Mietrecht
Prof. Dr. Markus Artz, Universitét Bielefeld, Forschungsstelle fiir Inmobilienrecht

Hausordnung — Welche Rechte und Befugnisse hat die Verwaltung?

Praktische Tipps im Insolvenzrecht fiir Inmobilienverwalter
Dr. Robert Beier, Fachanwalt fiir Insolvenzrecht und Miet- und Wohnungseigentumsrecht, Bensheim
Gesundheits- und Altersvorsorge — das VWDI Versorgungswerk Deutscher Inmobilienverbande

Dr. Olaf Riecke, Richter am Amtsgericht Hamburg-Blankenese

9.00 Uhr Eintreffen der Teilnehmer — Besuch der Fachausstellung
09.30 Uhr Beginn des Seminars
09.45 Uhr
sanierungen
Dr. Oliver Elzer, Richter am Kammergericht in Berlin
10.30 Uhr
11.15 Uhr Kaffeepause mit Besuch der Fachausstellung
11.45 Uhr
Dr. Martin Suilmann, Kammergericht Berlin
12.30 Uhr Die Dienstleistungen von ista - ein kleiner Uberblick
Ralf Prokoph, ista Deutschland GmbH, NL Potsdam
13.00 Uhr § 35 a - ein Zuschuss-Crasher?
13.45 Uhr Mittagspause mit Besuch der Fachausstellung
14.30 Uhr
15.15 Uhr
e.V.
15.30 Uhr Geringinvestive MaBnahmen - Was ist sinnvoll?
16.00 Uhr Kaffeepause mit Besuch der Fachausstellung
16.30 Uhr Aktuelle WEG- und Mietrechtsprechung
17.15 Uhr Ende des Verwaltertages
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Ort: Kongresshotel am Templiner See, Am Luftschiffhafen 1, 14471 Potsdam
Tagungsbihr EUR 59,00 zzgl. Mehrwertsteuer fir Nichtmitglieder

Verbraucherpreisindex (VPI)

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ande-
rung des Basisjahres findet alle 5
Jahre statt. Das statistische Bun-
desamt Uberarbeitet dabei auch
die statistischen Werte der letz-
ten 5 Jahre. Erforderlich wird
dies vor allem aufgrund eines
nachtraglich ermittelten, geén-
derten Verbraucherverhaltens.

Vorstehende Darstellungen be-
ziehen sich auf Vertrdge mit

1.1.2003. Fir &ltere Zeitrdume
kann die Ermittlung der Ande-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien in der Vergangen-
heit es versaumt haben, eine
Anpassung durchzufuhren oder
ein anderer Index verwandt wur-
de. Das Statistische Bundesamt
bietet unter dem folgenden Link
einen Onlinerechner zur Berech-
nung von Schwellenwerten und
Veranderungsraten von Wertsi-
cherungsklauseln, die auf Ver-
brauchpreisindizes basieren.

Hinsichtlich des vormals vom
Bundesamt fiir Statistik ermittel-
ten Index fiir die Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmaglichkeit gemal BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XII ZR
141/07), ZIV 2009, 47 verwie-
sen.

Soweit der Vertrag noch alter ist
und/oder andere Indizes verwen-
det wurden, berechnet das Statis-
tische Bundesamt gegen eine
Entgelt von 30 € auch diese
Teuerungsrate.

Indexanpassung seit  dem
Basis: 2010

2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013
Januar 89,1 | 90,1 | 91,4 | 931 |94,7 |97,4 |983 |99,0 | 100,7 | 102,8 | 104,5
Februar 89,6 /90,3 | 91,8 | 935 | 951 |978 |989 |994 | 101,3| 1035 | 105,1
Marz 89,7 | 90,6 | 922 | 935 |953 |98,3 |98,7 [99,9 | 1019 |104,1 | 105,6
April 89,4 | 90,9 | 920 |938 |958 |98,1 |98,8 |100,0| 1019|1039 | 1051
Mai 89,2 | 91,1 | 922 | 938 |958 |98,7 |98,7 [99,9 | 1019|1039 | 1055
Juni 895 | 91,1 | 92,3 | 94,0 [958 |98,9 |990 |99,9 |102,0 |103,7
Juli 89,7 | 91,3 | 92,7 | 944 1963 |99,5 |99,0 |100,1|102,2|104,1
August 89,7 |91,4 1928 94,2 |96,2 |99,2 |992 |100,2|102,3 | 1045
September | 89,6 | 91,2 | 929 | 939 |96,4 |99,1 |98,9 |100,1| 102,55 | 104,6
Oktober 89,6 | 91,3 | 93,0 | 94,0 (96,6 |98,9 |989 |100,2| 1025 |104,6
November | 89,4 | 91,1 | 92,7 [ 940 | 97,1 |984 | 98,8 |100,3 | 102,7 | 104,7
Dezember |90,1 | 92,1 | 934 |94,7 |97,7 |98,8 |99,6 |100,9 | 1029 | 105,0
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Verzugszinssatze

Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8§ 286 Abs. 1 S. 2
BGB). Einer Mahnung bedarf es
nicht, wenn fiir die Leistung eine
Zeit nach dem Kalender be-
stimmt ist, die Leistung an ein
vorausgehendes Ereignis  an-
knlpft, der Schuldner die Leis-
tung verweigert oder besondere
Griinde den sofortigen Eintritt
des Verzugs rechtfertigen (§ 286
Abs. 2 BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach

SHLIES

Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betragt fur das Jahr funf
Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher

nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).
Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grolRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
grole ist der Zinssatz fiir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europdischen Zen-
tralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne | Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz | zinssatz Verbrau- satz % zugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zinssatz | cherbeteili-

gung % % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 | 11,32

1.7. bis 31.12.2002 2,47 1,47 10,47 1.7. bis 31.12.2008 | 3,19 8,19 | 11,19

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 | 9,62

1.7. bis 31.12.2003 | 1,22 6,22 9,22 1.7. bis 31.12.2009 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2004 | 1,13 6,13 9,13 1.7. bis 31.12.2010 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2005 | 1,17 6,17 9,17 1.7. bis 31.12.2011 | 0,37 5,37 | 8,37

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2006 | 1,95 6,95 9,95 1.7. bis 31.12.2012 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 | 7,87

1.7. bis 31.12.2007 | 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2013 | -0,38 4,62 | 7,62
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